
1 StGB — Allgemeiner Teil 28

Notstand und Nötigungsstand
§18

(1) Wer Rechte oder Interessen Dritter 
beeinträchtigt, um eine ihm oder einem 
anderen oder der sozialistischen Staatsmacht 
und Gesellschaftsordnung gegenwärtig dro­
hende, anders nicht zu beseitigende Gefahr 
abzuwenden, begeht keine Straftat, wenn 
seine Handlung zur Art und zui i Ausmaß 
der Gefahr im angemessenen Verhältnis 
steht.

(2) Die strafrechtliche Verantwortlich­
keit ist gemindert, wenn der Handelnde 
unverschuldet durch eine ihm oder einem 
anderen gegenwärtig drohende, anders 
nicht zu beseitigende Gefahr für Leben 
oder Gesundheit in heftige Erregung oder 
große Verzweiflung versetzt wird und diese 
Gefahr durch einen Angriff auf Leben oder 
Gesundheit anderer Menschen abzuwenden 
versucht. Die Strafe kann entsprechend der 
Größe der Gefahrenlage, der psychischen 
Zwangslage des Täters und der Schwere 
der begangenen Tat nach den Grundsätzen 
über die außergewöhnliche Strafmilderung 
herabgesetzt werden. In außergewöhnlichen 
Fällen einer solchen Gefahrenlage kann 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit abgesehen werden.

§19
(1) Wer von einem anderen durch un­

widerstehliche Gewalt oder durch Drohung 
mit einer gegenwärtigen, anders nicht zu 
beseitigenden Gefahr für Leben oder Ge­
sundheit des Täters oder eines anderen zur 
Begehung der Tat gezwungen wird, begeht 
keine Straftat. Der sich für andere Perso­
nen oder die Gesellschaft daraus ergebende 
Schaden darf nicht außer Verhältnis zu der 
drohenden Gefahr stehen. Das Leben ande­
rer Menschen darf nicht angegriffen wer­
den.

(2) Wer die Grenzen des Nötigungsstan­
des überschreitet, ist strafrechtlich verant­
wortlich. Die Strafe kann nach den Grund­
sätzen über die außergewöhnliche Strafmil­
derung herabgesetzt werden, wenn der Tä­
ter durch die Nötigung in eine schwere 
psychische Zwangslage versetzt wurde.

§20
Widerstreit der Pflichten

(1) Wer in Ausübung ihm obliegender 
Pflichten sich nach 4 verantwortungsbewuß­

ter Prüfung der Sachlage zur Begehung
einer Pflichtverletzung entscheidet, um 
durch die Erfüllung anderer Pflichten den 
Eintritt eines größeren, anders nicht ab­
wendbaren Schadens für andere Personen 
oder die Gesellschaft zu verhindern, han­
delt gerechtfertigt und begeht keine Straf­
tat.

(2) Hat der Täter die Gefahren, zu de­
ren Abwendung er tätig wird, selbst 
schuldhaft herbeigeführt, findet diese Be­
stimmung keine Anwendung.

4. Abschnitt 
Vorbereitung, Versuch und Teilnahme

§21
Vorbereitung und Versuch

(1) Vorbereitung und Versuch einer 
Straftat begründen strafrechtliche Verant­
wortlichkeit nur, wenn es das Gesetz aus­
drücklich bestimmt.

(2) Vorbereitung liegt vor, wenn der 
Täter Voraussetzungen oder Bedingungen 
für die Ausführung der geplanten Straftat 
schafft, ohne mit der Ausführung zu be­
ginnen.

(3) Versuch liegt vor, wenn der Täter 
mit der vorsätzlichen Ausführung der 
Straftat beginnt, ohne sie zu vollenden.

(4) Vorbereitung und Versuch begrün­
den strafrechtliche Verantwortlichkeit nach 
demselben Gesetz wie die vollendete Straf­
tat. Dabei sind die Beweggründe des Tä­
ters, die von ihm angestrebten oder für 
möglich gehaltenen Folgen, der Grad der 
Verwirklichung der Straftat und die 
Gründe, aus denen sie nicht vollendet 
wurde, zu berücksichtigen. Die Strafe kann 
nach den Grundsätzen über die außerge­
wöhnliche Strafmilderung herabgesetzt 
werden.

(5) Von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist abzusehen, wenn der 
Täter freiwillig und endgültig von der Voll­
endung der Tat Abstand nimmt. Das gilt 
auch, wenn im Falle des Versuchs der Tä­
ter den Eintritt der Folgen freiwillig ab­
wendet.

§22
Täter und Teilnehmer

(1) Als Täter ist strafrechtlich verant­
wortlich, wer eine Straftat selbst ausführt


